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Forderungen des BUND: 

Es muss sofort für alle Zwischenlager der Nachweis erbracht werden, dass diese Lager 

den erforderlichen Anforderungen zum Terrorschutz genügen. 

Der BUND fordert, dass an allen Standorten neue Genehmigungen für die 

Zwischenlagerung hoch radioaktiver Brennelemente beantragt werden. Diese müssen die 

im Brunsbüttel-Urteil bestätigten erhöhten Maßstäbe bei den Sicherheitsnachweisen 

zum Terrorschutz anwenden und die erforderliche Verlängerung der Lagerzeit 

berücksichtigen. 

Der BUND fordert bis zur Klärung der Sicherheit einen Einlagerungsstopp für weitere 

Castor-Behälter in die Zwischenlager. 

Der BUND fordert darüber hinaus einen Neustart bei der Diskussion über 

Zwischenlagerung von hoch radioaktivem Atommüll. Die vielfältigen Probleme müssen 

endlich offen diskutiert und nicht weiter verdrängt werden. 

Es braucht dringend eine auch gerichtlich kontrollierbare Überprüfung der 

Sicherheitssituation bei den laufenden Atomkraftwerken. 

Wenn es nicht gelingen sollte, die Sicherheitsüberprüfung offen und für die 

Öffentlichkeit und Gerichte überprüfbar zu gestalten, dann ist das das Eingeständnis, 

dass die Atomenergie und der Rechtsstaat nicht vereinbar sind. 

Die Konsequenz ist das unverzügliche Abschalten aller Atomkraftwerke. 

Informationen und Rückfragen: 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 
Thorben Becker 
Leiter Atompolitik 
Am Köllnischen Park 1 
10179 Berlin 
030-27586-421 
thorben.beckerebund.net   
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